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Fakten       und       Argumente 

Merkel schlägt Laurenz Meyer 
als neuen Generalsekretär vor 

"Verloren gegangenes Ver- 
bauen für die CDU zurück- 
gewinnen - darum ging es 
tlllr in erster Linie bei mei- 
ner Arbeit und mit meiner 
Art, Politik zu machen." 

Wenn er heute sein Amt 
a's Generalsekretär zur Ver- 
fügung stelle, dann ebenfalls, 
.,um der Partei in der jetzigen 
strategischen Situation wei- 
terzuhelfen". Ruprecht Po- 

lenz hat seine Entscheidung 
„im vollen Einvernehmen" 
mit der Parteivorsitzenden 
getroffen. Angela Merkel: 
„Die Zusammenarbeit mit 
Ruprecht Polenz gehört für 
mich zu den besten Erfahrun- 
gen, die ich in meinem politi- 
schen Leben gemacht habe, 
und ich weiß, dass das in der 
Poltik nicht selbstverständ- 
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LAURENZ   MEYER: 

Wir müssen eine 
Sprache sprechen, die die 
Menschen auch verstehen. 

Der designierte 
Generalsekretär stellt sich 

den Fragen der Presse 
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GEGEN  WEGSCHAUEN 

UND  GLEICHGüLTIGKEIT 

Wir stehen auf für 
Menschlichkeit und 

Toleranz. Merkel, Merz 
und Diepgen unterzeichnen 
Aufruf zum 9. November 
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1 PRESSEKONFERENZ 

LAURENZ MEYER: 

Wir müssen eine Sprache sprechen, die 
die Menschen auch verstehen 

Ein schlagkräftiges Team 
werden sie sein: Angela 
Merkel und Laurenz 
Meyer. Und schon bei 
der Vorbereitung auf die 
bevorstehenden Wahl- 
kämpfe in Rheinland-Pfalz 
und Baden-Württemberg 
wird sich das zeigen. 

Parteireform und inhaltli- 
che Erneuerung der CDU 
sind die beiden nächst 
wichtigen Aufgaben. Die 
langjährige Berufserfahrung 
in der Wirtschaft, die der de- 
signierte General seketär 
mitbringt, wird dazu beitra- 
gen, vor allem die Kompe- 
tenz der Partei auf dem Ge- 
biet der Sozialen Marktwirt- 
schaft wieder deutlich vor 
Augen zu führen. 

Angela Merkel auf der er- 
sten gemeinsamen Presse- 
konferenz mit Laurenz Meyer 
am 24. Oktober im Konrad- 
Adenauer-Haus: „Ich schätze 
seine politische Erfahrung. 
Zusammen mit seiner Berufs- 
erfahrung ist sie eine gute 

Grundlage für unsere künf- 
tige Zusammenarbeit." 

„Ein bisschen auch die 
Stimmung von der Basis" 
bringe er als Landespolitiker 
mit nach Berlin, erklärte 
Meyer in seinem ersten 
Statement und erläuterte: 
„Dort wird die lebendige Dis- 
kussion in der Partei begrüßt, 
aber gleichzeitig auch ge- 
wünscht, dass an der Spitze 
nicht alle durcheinander re- 
den." 

Mitglieder und alle dieje- 
nigen, die uns nahe stehen, 
noch besser als bisher in den 
Prozess der Diskussion mit 

einzubeziehen - darin sieht 
der neue Generalsekretär eine 
ganz besonders wichtige Auf- 
gabe, zu der seiner Meinung 
nach gehört, dass mit einer 
Sprache gesprochen wird, die 
die Menschen auch verstehen. 

Laurenz Meyer: „Wir wol- 
len uns nicht die Meinungen 
zu eigen machen, die an den 
Stammtischen verbreitet wer- 
den, aber so reden, dass wir 
auch an den Stammtischen 
verstanden werden." 

Erfolgschancen bei Wah- 
len wird die CDU - so Meyer 
- dann erst wieder haben, 
wenn die innerparteil iche Dis- 
kussion zur Klärung aller Fra- 
gen - natürlich auch der Zu- 
wanderungsfrage - führt und 
die CDU in den Augen der 
Wählerinnen und Wähler die 
ihr eigene Zuständigkeit vor 
allem in der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik zurückerhält. 

Laurenz Meyer: „Ich 
werde dazu beitragen, den 
Klärungsprozess zu be- 
schleunigen." UI3 
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PRäSIDIUM 

Fortsetzung von Seite 1 
'ich ist. Dafür möchte ich 
Ruprecht Polenz ganz beson- 
ders danken." 

Entgegen ihrer ursprüng- 
lichen Absicht, einen Nach- 
folger im Amt des Generalse- 
kretärs „erst mit Zeitverzug 
zu benennen", hat sich die 
Partei Vorsitzende nach einge- 
hender Diskussion im Präsi- 
dium davon überzeugen las- 
sen, dass es richtig sei, diese 
Personalentscheidung eben- 
falls schon heute mitzuteilen. 

Angela Merkel: „Ich 
werde dem Kleinen Parteitag 
arn 20. November und dann 
später dem ordentlichen Par- 
teitag im nächsten Jahr Lau- 
renz Meyer, den Vizepräsi- 
denten des nordrhein-westfä- 
'ischen Landtags, als Gene- 
ralsekretär vorschlagen." 
* Zuwanderung 
Es ist die Aufgabe der Politik, 
gerade in Wahlkämpfen Fra- 
gen aufzugreifen, die den 
Bürgerinnen und Bürgern auf 
den Nägeln brennen. Allein 
schon deshalb ist auch Zu- 
wanderung eins der Themen - 
darin war sich das Parteipräsi- 
uium einig -, um die man sich 
r"cht herummogeln könne. 
* Ökosteuer 
An der Forderung der CDU 
V.at sich nichts geändert: Die 
Ökosteuer muss weg! Sie ist 
falsch, und die Entfernungs- 
Pauschale ist „Flickwerk". 
uer Bund kassiert die Ein- 
nahmen aus der Steuer, die 

AUS DER ERKLÄRUNG VON RUPRECHT POLENZ 

Es ging mir vor allem darum, 
Vertrauen zurückzugewinnen 

Ich habe das Amt als Ge- 
neralsekretär der CDU in 
einer sehr schweren Zeit 
angetreten. Die CDU hatte 
durch die Spendenaffäre 
viel Vertrauen verloren. 
Durch meine Arbeit und 
durch meinen Stil, Politik 
zu machen, ist es mir vor al- 
lem darum gegangen, ver- 
loren gegangenes Ver- 
trauen für die CDU zurück- 
zugewinnen. Ich hoffe, dass 
mir das gelungen ist. 

Bei vielen Besuchen an 
der Basis in unseren Kreis- 
verbänden habe ich mich 
für eine Parteireform ein- 
gesetzt - mit konkreten 
Vorschlägen zur Stärkung 
der Rechte unserer Partei- 
mitglieder und der inner- 
parteilichen Demokratie. 
Die CDU muss auf allen 
Ebenen eine lebendige, 
eine offene und eine ler- 
nende Partei sein. Und sie 

Ausgaben für die Pauschale 
aber sollen die Länder tragen. 
• Gegen Gewalt 
An der für den 9. Nov. ge- 
planten Demonstration gegen 
Ausländerfeindlichkeit und 
Gewalt wird sich die CDU be- 
teiligen. Von der Synagoge in 

muss eine solidarische 
Partei sein, damit wir Er- 
folg haben. 

Als moderne Partei 
müssen wir die Chancen 
des Internet nutzen, auch 
darum habe ich mich be- 
sonders gekümmert. 

Mit der Ökosteuer ist 
uns eine der erfolgreich- 
sten Kampagnen der letz- 
ten Jahre gelungen. 

Ich habe das Amt gerne 
ausgeübt. Die CDU ist eine 
großartige Volkspartei. 
Die Funktionsträger und 
unsere Mitglieder wollen 
eine bürgerliche Alterna- 
tive in Deutschland, die un- 
ser Land nach vorne bringt. 
Dafür werde ich als Mit- 
glied der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion kämpfen. 

Meinem Nachfolger 
wünsche ich von Herzen 
alles Gute und eine glück- 
liche Hand. 

der   Oranienburger   Straße u 
wird der Zug zum Branden- & 
burger Tor gehen, wo Bundes- <| 
Präsident Johannes Rau und 's 
der Vorsitzende des Zentral- * 
ratsder Juden in Deutschland, "2 
Paul Spiegel, zu den Teilneh- |j 
mern sprechen werden.    UD > 
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'GEGEN  WEGSCHAUEN   UND   GLEICHGüLTIGKEIT 

Wir stehen auf 
für Menschlichkeit und Toleranz 

Wir Stehen ein für ein menschliches, weltoffenes und tolerantes 
Deutschland, für das friedliche Zusammenleben aller Menschen in 
diesem Land, ungeachtet ihrer Weltanschauung, Religion, Kultur 
oder Hautfarbe. 
Wir verurteilen Hass, Gewalt, Rassismus und Ausländerfeindlichkeit. 
Wir dulden keinen Antisemitismus, keine Schändung von Friedhöfen, 
religiösen und kulturellen Einrichtungen, keine feigen Übergriffe auf 
Menschen in unserem Land. 
Wir stehen zusammen gegen das Wegschauen und die 

Gleichgültikeit. 
Wir wollen ein Land, in dem kein Mensch Angst haben muss vor 
Verfolgung und Gewalt. 
Wir Sind nicht allein. Unsere stärksten Waffen sind Mut zur 

Zivilcourage und Entschlossenheit. Auf uns, die Bürgerinnen und 

Bürger dieses Landes, kommt es an. 
„Die Würde des Menschen ist unantastbar." Wir stehen zu den 
Grundwerten unserer Demokratie. Der 9. November als Datum 
deutscher Geschichte im Guten wie im Bösen verpflichtet uns alle, 
die Demokratie stets aufs Neue zu verteidigen. Lassen Sie uns am 
9. November ein Zeichen setzen mit einer großen Demonstration. 

Wir stehen auf! 

Zu den Erstunterzeichnern gehören: die Parteivorsitzende Angela Merkel, 
der Vorsitzende derCDU/CSU-Bundestagsfraktion, Friedrich Merz, 
und der Regierende Bürgermeister von Berlin, Eberhard Diepgen. 
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FESTAKT  IN   GOSLAR1 

GERHARD   STOLTENBERG: 

Die Gründer der CDU waren von einem 
ungewöhnlichen Maß an Mut beseelt 

Aus der Rede von Bundes- 
minister a. D. Gerhard Stol- 
tenberg beim Festakt aus 
Anlass des 50. Jahrestages 
des Gründungsparteitages 
der CDU in Goslar: 

Die Gründung der CDU 
lfi Deutschland gehörte zu 
den wichtigsten, am stärk- 
sten in die Zukunft weisen- 
den Veränderungen der de- 
mokratischen Parteien- 
struktur unseres Landes im 
Ergangenen Jahrhundert. 
Sehr viele Menschen er- 
kannten nach 1933, dass die 
hangelnde Behauptungs- 
Kraft des Systems der De- 
mokratie während der Wei- 
marer Republik einen we- 
sentlichen Grund in der Zer- 
splitterung in Klein- und 
Kleinstparteien hatte. 

Gründung in allen Zonen 

Schon um 1920 begann 
me Debatte um einen neuen, 
umfassenderen Ansatz für 
eir|e interkonfessionelle 
christliche Volkspartei. Das 
katholische Zentrum hatte 
S'ch über Generationen bei 
den Wahlen als die stabilste 
Gruppierung behauptet, 
arjer es verblieb stets unter 

der zwanzig Prozentgrenze. 
Weniger bekannt ist, dass 
bei der letzten freien Reichs- 
tagswahl " 1932 Dietrich 
Bonhöffer, der bedeutend- 
ste evangelische Theologe 
seiner Generation, nach 
1933 unermüdlicher Streiter 
gegen die Hitler-Barbarei 
und schließlich ihr Opfer, 
aus solchen Erwägungen 
heraus das Zentrum wählte. 

So war gleichsam das Feld 
aufgebrochen, die Saat gesät, 
die 1945/46 in allen Zonen 
und an vielen Orten des ge- 
teilten Deutschland zur Grün- 
dung der CDU führte. Es wa- 
ren die Älteren, die sich aus 
dem Zentrum, den liberalen 
und demokratisch-konserva- 
tiven Parteien, dem kleinen 
Evangelischen Volksdienst 
zusammenfanden, von nicht 
wenigen in den Amtskirchen 

und unter ihren Mitbürgern 
mit einiger Skepsis betrach- 
tet. Es waren auch Heimkeh- 
rer aus der Kriegsgeneration 
und sehr junge Leute, die aus 
dem Kriegsdienst mit 16, 17 
Jahren wieder in ihre Schulen 
zurückkehrten. 

Christlich geprägt 

Dies war meine persönli- 
che Erfahrung, als ich wie- 
der nach Hause kam, in ein 
von Bomben beschädigtes 
Elternhaus, in den Kreis der 
Familie, die vor Jahren ge- 
trennt worden war. Für mich 
war die christliche Erzie- 
hung und Prägung wichtig, 
auch das frühe Interesse an 
Zeitgeschichte in zahlrei- 
chen Gesprächen mit Älte- 
ren darüber, wie es zu der 
deutschen Katastrophe ge- 
kommen war. 

Das führte zu meiner Ent- 
scheidung, als Primaner 1947 
Mitglied der CDU und der 
Jungen Union zu werden, also 
einer neuen Partei mit inno- 
vativen Ideen, die Konse- 
quenzen aus dem Scheitern 
der ersten Demokratie zog 
und nicht einfach weiter 
machte, wo sie   1933  auf- 
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1 FESTAKT  IN   GOSLAR 

gehört hatte. So kam ich auch 
zu dem Gründungsparteitag 
nach Goslar. 

Die Frühgeschichte unse- 
rer CDU war sehr spannend. 
Schon 1947 hatte sie im 
Frankfurter Wirtschaftsrat 
gemeinsam mit FDP und DP 
die knappe Mehrheit für Lud- 
wig Erhards befreiende Tat, 
die weitgehende Aufhebung 
der Zwangswirtschaftung 
und die Einführung der So- 
zialen Marktwirtschaft gesi- 
chert. 1949 erarbeiteten ihre 
Repräsentanten in enger Zu- 
sammenarbeit das Grundge- 
setz, unsere Verfassung. Und 
das, wie auch die Bildung der 
ersten Regierung Adenauer 
im Herbst 1949, erfolgte, be- 
vor in Goslar aus einer Ar- 
beitsgemeinschaft von CDU- 
Landesverbänden eine Bun- 
despartei mit unmittelbar ge- 
wählten Führungsorganen, 
mit einem Statut und einem 
noch immer relativ beschei- 
denen organisatorischen 
Rahmen wurde. 

Aber 1946 begann die Un- 
terdrückung der CDU in der 
Sowjetischen Besatzungs- 
zone, die gewaltsame Entfer- 
nung ihrer gewählten Spit- 
zenrepräsentanten, die Ver- 
haftung vieler Funktionsträ- 
ger und Mitglieder. Das be- 
wegte uns sehr stark, und so 
fand auf dem Goslarer Partei- 
tag die Rede Jakob Kaisers 
viel Zustimmung und Sym- 
pathie. Er forderte Freiheit, 

Das Odeon in Goslar 

Selbstbestimmung für die 
Landsleute in der späteren 
DDR, er hob den Anspruch 
auf Wiedervereinigung als 
unveräußerliches Menschen- 
recht auch der Deutschen her- 
vor. So wurde in das Statut die 
Exil-CDU als Sprecherin der 
mittel- und ostdeutschen Lan- 
desverbände aufgenommen, 
ein großer Kreis engagierter 
Frauen und Männer, die über 
Jahrzehnte hinweg viel für 
den Zusammenhalt im geteil- 
ten Deutschland getan haben. 

Standortbestimmung 

Die großen Referate der 
drei Tage beeindruckten mich 
und die fast tausend Delegier- 
ten und Gäste sehr. Wer sie 
noch einmal nachliest, kann 
das gut verstehen. Sie waren 
durch eine Standortbestim- 
mung, eine tiefgehende 
christliche und historische 
Reflektion bestimmt, vor al- 
lem aber auch durch den Blick 
nach vorne, programmati- 
sche Zukunftsaussagen, die 

.WH1 
Empfang im Rathaus 

in der Tat nicht nur unsere 
Partei, sondern in Vielem die 
Entwicklung der Bundesre- 
publik maßgeblich mitge- 
prägt haben. 

So hieß es in der politi- 
schen Resolution des Partei- 
tages am 22. Oktober 1950: 

Die CDU bekennt sich zu 
Gesamtdeutschland als 
Aufgabe und staatlicher 
Gestalt. Mit dieser ge- 
meinsamen Kraft strebt 
sie in eine höhere Eu- 
ropäische Gemeinschaft 
hinein. 
Und: Der politische 
Kampf der Gegenwart ist 
zutiefst ein Ringen der 
Geister um die sittlichen 
Grundlagen unseres Ge- 
meinschaftslebens. Es 
geht um die Bewahrung 
der christlich-abendlän- 
dischen Kultur und die 
Rettung der menschli- 
chen Freiheit vor der 
Gefahr des totalitären 
Staatszwanges. 
Klar waren die Aussagen 

zur Sozialen Marktwirt- 
schaft, die einen echten Lei- 
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FESTAKT   IN   GOSLAR 

Podium und Slogan 

stungswettbewerb ermögli- 
che, die bereits den Lebens- 
standard unseres Volkes ver- 
bessert habe und auch günsti- 
gere Bedingungen für die 
Kriegsopfer, Vertriebenen 
und sozial Schwachen schaf- 
fen werde. 

Dieser Dreiklang, ein 
freies vereintes Deutschland 
,r> einer Europäischen Ge- 
meinschaft, eine ordnungs- 
Politisch und ethisch begrün- 
dete Konzeption der Sozialen 
Marktwirtschaft und Freiheit 
statt Totalitarismus als Le- 
bens- und Organisationsform 
unseres Gemeinwesens, ist 
über die fünf Jahrzehnte hin- 
weg aktuell geblieben. 

Konsequente 
Westbindung 

Die stärksten Wirkungen 
hielten schon in Goslar 
Conrad Adenauer und Lud- 
wig Erhard. Der Bundeskanz- 
er begründete die damals 

nöchst umstrittene Entschei- 
dung für eine konsequente 

Schlusskundgebung 

Westbindung und die Bereit- 
schaft, deutsche Soldaten auf- 
zustellen und in die Verbände 
der Alliierten zu integrieren. 

Er fragte noch einmal ein- 
dringlich nach den tiefsten 
Gründen des Unglücks der 
jüngsten Zeit und sagte: 

Mir scheint, dass letzten 
Endes das Schwinden des 
Rechtsgedankens eine der 
Hauptursachen ist. Wenn 
wir nicht den Staat seiner 
A llmacht entkleiden, wenn 
man nicht für den einzel- 
nen Menschen wie die Völ- 
ker Rechte anerkennt, die, 
weil im Naturrecht  be- 
gründet,  nicht geändert 
und entzogen werden kön- 
nen, dann wird keine Ord- 
nung,   keine   Sicherheit 
mehr auf Erden sein. 
Das gilt zweifellos heute 

ebenso wie damals. Was hat 
sich verändert? In den ersten 
Nachkriegsjahren gewannen 
die christlichen Kirchen und 
ihre Botschaft ein sehr hohes 
Maß an prägender Wirkung 
für die Orientierung, für das 
Leben der meisten Menschen 

und auch für den öffentlichen 
Diskurs in der jungen Bun- 
desrepublik. Das ging weit 
über die Anhänger der 
CDU/CSU hinaus. Der Neu- 
beginn war eindrucksvoll und 
weckte viele Hoffnungen. 

Wenn ich an den Goslarer 
Parteitag 1950 zurückdenke, 
dann wird mir erneut das un- 
gewöhnliche Maß an Mut und 
Kraft voll bewusst, von dem 
die Gründer bestimmt waren. 
Ihre Leistung sollte öffentlich 
mehr Anerkennung finden, 
auch im Geschichtsunterricht 
unserer Schulen, in den Me- 
dien, im Gespräch der Jungen 
mit den Alten, als dies weithin 
heute der Fall ist. Vor allem 
für uns, die damals Zwanzig- 
jährigen, war das Miteinander 
mit Landsleuten aus allen Re- 
gionen Deutschlands, mit 
Frauen und Männern unserer 
Generation ein großartiges 
Erlebnis. In der Tat wurde 
die CDU für die nächsten 
zwanzig Jahre die Partei mit 
den weitaus meisten jungen 
Wählern, einer starken und 
lebendigen Jungen Union. 
Und bis heute ist sie immer 
wieder für zahlreiche jungen 
Mitbürger zur politischen 
Heimat geworden. 

IHFB7J 
Den vollen Wortlaut der 

Rede finden Sie 
unter: www.cdu.de/ 

wochenthema/50-jahre-cdu/ 
inhalt.htm 
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1 FESTAKT  IN   GOSLAR 

ANGELA   MERKEL 

Wir sind überzeugt: Unsere Werte, unsere 
Orientierungen passen in die neue Zeit 

Aus der Rede der Partei- 
vorsitzenden beim Festakt 
aus Anlass des 50. Jahres- 
tages des Gründungspar- 
teitages der CDU: 

Die großen Ideen 
bleiben immer gültig 

Wir christliche Demokra- 
ten blicken an einem Tag wie 
diesem nicht auf Vergange- 
nes; sondern auf Bleibendes. 
Denn wenn auch das Leben 
und die Geschichte vom 
Wandel geprägt sind - heute 
vielleicht mehr denn je - 
dann bleiben die großen 
Ideen doch immer gültig. 
Und große Ideen sind das 
Fundament der CDU. Sie be- 
stimmten unseren Weg von 
Anbeginn. 

Zeit der Entscheidung 

Vor gut 50 Jahren, in der 
Stunde Null, standen die 
Deutschen vor dem Nichts. 
Als die CDU gegründet 
wurde, lag Deutschland in 
Trümmern. Materiell und 
ideell. Die Menschen stan- 
den vor dem Nichts und wa- 
ren politisch doch vor grund- 

legende Entscheidungen ge- 
stellt: Sie hatten die Wahl 
zwischen Freiheit und Sozia- 
lismus; die Wahl zwischen 
Sozialer Marktwirtschaft 
und Planwirtschaft. Die 
Stunde Null und die Zeit da- 
nach war eine Zeit der Ent- 
scheidung. 

„Wir wählen die 
Freiheit" 

Bei dem Gründungspar- 
teitag derCDU Deutschlands 
heute vor 50 Jahren wurde 
Konrad Adenauer zum er- 
sten Vorsitzenden gewählt. 
Er sagte: „Wir wählen die 
Freiheit." Und sein großes 
Wort gilt noch immer. 

Freiheit als kostbarstes 
Gut des Menschen: Das war 
nach der erschütternden Er- 

fahrung mit der Diktatur des 
Nationalsozialismus keine 
theoretische Angelegenheit. 
Sondern eine tiefe Einsicht. 
Die CDU hat diese Einsicht 
immer verteidigt. Mit dem 
Kopf und mit dem Herzen. 

Auch 1989 schlug die 
Stunde der Wahrheit 

Nach dem Zweiten Welt- 
krieg konnten nur die Men- 
schen im westlichen Teil 
Deutschlands die Freiheit 
wählen. In den Jahren 
1989/1990 dann schlug die 
Stunde der Freiheit in ganz 
Deutschland, ja in ganz Eu- 
ropa. Und es zeigte sich: Der 
SED-Staat mit all seinen 
Stasi-Methoden hat den Wil- 
len zur Freiheit nur zu unter- 
drücken vermocht. Aus- 
gelöscht hat er ihn nie. 

Von Anfang an 
Volkspartei 

Den Fortschritt fördern 
und gleichzeitig alle Men- 
schen, alle Bürger mitneh- 
men: Das kann nur eine 
Volkspartei. Das haben die 
Gründerväter unserer Partei 

8 • UID 33/2000 



FESTAKT   IN   GOSLAR 

als erste verstanden. Denn 
die CDU war von Anfang an 
Volkspartei. Als erste Partei 
in Deutschland. Sie war 
Volkspartei, als andere noch 
den Klassenkampf predig- 
ten. Sie war Volkspartei, als 
andere noch reine Klientel- 
Politik betrieben. Dieser 
Wille und diese Kraft zur In- 
tegration haben die CDU so 
stark gemacht. Konrad 
Adenauer, Ludwig Erhard 
und Helmut Kohl: Sie haben 
die CDU zur großen Volks- 
Partei der Mitte gemacht. 
Dieses Erbe ist allen, die jetzt 
Verantwortung in der CDU 
tragen, Auftrag und Ver- 
pflichtung. 

Politik der Mitte ist 
Politik des Maßes 

Die politische Mitte ist 
unsere Heimat. Politik der 
Mitte ist Politik des Maßes. 
Mitte - das war, ist und bleibt 
em Kontrapunkt zu Radika- 
lismus und tragischen Uto- 
P'en. Aber zugleich war, ist 
und bleibt Mitte ein Kontra- 
Punkt zu Beliebigkeit und 
grenzenlosem Opportunis- 
mus. Mitte ist für uns nicht 
da, wo der Sturm den Tanker 
heute hier- und morgen dort- 
hin treibt. Sondern Mitte ist 
auch ein Ort von Überzeu- 
gungen und geistiger Hei- 
mat. Deshalb machen wir 
Christdemokraten eine Poli- 

tik der Mitte, die dabei eine 
Politik der großen Ideen und 
unveräußerlicher Überzeu- 
gungen ist. 

Es geht darum, 
Tabuisierungen zu 

verhindern 

Ich habe es schon am 1. 
Oktober bei unserem Festakt 
„10 Jahre eine CDU für ein 
Deutschland" gesagt: Ich 
werde mich entschieden ge- 
gen den Versuch Schröders 
wehren, ein Klima in 
Deutschland herzustellen, bei 
dem er entscheidet, über wel- 
ches Thema in welcher Form 
gesprochen werden darf und 
über welches nicht. Sein Stan- 
dardsatz ist dann: „Dabei soll- 
ten wir es bewenden lassen". 
Nein, Herr Bundeskanzler, 
wir werden es nicht dabei be- 
wenden lassen. Wir lassen es 
nicht zu, dass Sie Tabus auf- 
bauen - ob bei der Zuwande- 
rung, bei der Ökosteuer, bei 
der deutschen Einheit, bei der 
Bewertung der PDS. 

Darum hat es im übrigen 
auch bei der Diskussion zum 
Thema Zuwanderung in die- 
sen Tagen zu gehen und nicht 
darum, wann welches Thema 
zum Wahlkampfthema wird. 
Es geht nicht um Wahl- 
kampfstrategien, die macht 
man und spricht nicht darü- 
ber, sondern darum, Tabui- 
sierungen zu verhindern. 

Unsere Politik weiter 
entwickeln 

Die Welt hat sich ent- 
wickelt - also muss sich auch 
unsere Politik weiter ent- 
wickeln. Und das genau tun 
wir auch. Dabei unterscheiden 
wir uns jedoch in einem Punkt 
ganz wesentlich von anderen: 
Wir entwickeln unsere kon- 
kreten Politikangebote weiter, 
aber nicht, indem wir all das 
über Bord werfen, was wir 
jahrzehntelang gepredigt ha- 
ben. Sondern indem wires im 
weiterhin gültigen Rahmen 
unserer Werte machen. 

Es geht um einen Pakt 
zwischen Staat und 
einzelnem Bürger 

In der Sozialen Markt- 
wirtschaft des 20. Jahrhun- 
derts schaffte die Politik ei- 
nen Ausgleich zwischen In- 
dustrie und Arbeitskräften. 

In der wirtschaftlich glo- 
balisierten Welt braucht es 
einen neuen Pakt. Der Neuen 
Sozialen Marktwirtschaft 
des 21. Jahrhunderts geht es 
um einen Pakt zwischen 
Staat und einzelnem Bürger. 

Meine Überzeugung ist: 
In einer Welt ohne Grenzen, 
in einer Wirtschaft, die auf 
Wissen aufbaut, kommt es 
immer mehr darauf an, den 
einzelnen zu stärken. 
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Aufstehen und weiter 
machen 

Wir rühmen uns eines im 
internationalen Vergleich 
hohen sozialen Standards 
und meinen damit die Höhe 
sozialer Leistungen. Das ist 
nicht gering zu schätzen. Wer 
fällt, muss aufgefangen wer- 
den. Das ist unser Verständ- 
nis von Solidarität. 

Doch die haltenden Hände 
müssen auch wieder loslassen 
können. Der Sozialstaat sollte 
Menschen dazu befähigen, 
aufzustehen und weiter zu ma- 
chen. Mehr Anstrengungen 
zur Aktivierung und weniger 
Schulterklopfen fürs Alimen- 
tieren; das ist der hohe Stan- 
dard, an dem wir uns in der Zu- 
kunft messen lassen sollten. 

Die Bedingungen für 
Leistung auch bei der 

Bildung schaffen 

Wissensgesellschaft ist 
nicht nur ein Schlagwort. 
Wissen ist im 21. Jahrhundert 
Grundlage für Teilhabe und 
Wohlstand. Deshalb will ich 
eine viel größere Priorität für 
die Bildungspolitik. 

Deutsche Schüler, Aus- 
zubildende und Studenten 
sind nicht weniger leistungs- 
fähig als ihre Alterskollegen 
in anderen Industrieländern. 
Aber   wir   stehen   in   der 

Pflicht, die Voraussetzungen 
dafür zu schaffen, dass junge 
Menschen in Deutschland 
ihre Leistungsfähigkeit auch 
tatsächlich unter Beweis stel- 
len können. 

Stärken wir das Euro- 
päische Parlament 

Worum es mir vor allem 
geht, ist, dass sich die Bürger 
Europas nicht mehr ohn- 
mächtig in Europa fühlen. 
Knüpfen wir die Kette demo- 
kratischer Legitimation neu! 
Stärken wir das Parlament! 
Schaffen wir klare Verhält- 
nisse in Brüssel, indem wir 
Legislative und Exekutive 
für alle erkennbar trennen. 

Unser Kriterium heißt 
Menschenwürde 

Kaum ein Thema fordert 
uns derzeit so sehr wie die 
Entwicklung in der Bio- und 
Gentechnologie. Denken wir 
nur an Präimplantations-Dia- 
gnostik, an Pränatal-Diagno- 
stik, denken wir an genetische 
Tests im Bereich von Versi- 
cherungen und Arbeitsver- 
hältnissen, denken wir an the- 
rapeutisches Klonen, an die 
Bioethik-Konvention. 

Antworten können wir 
nur dann geben, wenn wir zur 
Spitze gehören. Ohne Spit- 
zenstellung   in   Forschung 

und Technologie keine Spit- 
zenstellung in Verantwor- 
tung und moralischer Kom- 
petenz. Nur wer bei der Ent- 
wicklung von Zukunftstech- 
nologien führt, der kann auch 
die Debatte über ihre Ver- 
wendung führen. 

Unser   Kriterium   heißt 
Menschenwürde: kein 
Mensch darf benutzt werden 
zu Zwecken, denen er nicht 
zugestimmt hat. Heilung ja - 
Menschenzüchtung nein: So 
muss die Devise lauten. 

Wir schauen in die 
Zukunft 

Heute vor 50 Jahren 
wurde die CDU gegründet. 
Wir schauen zurück auf eine 
erfolgreiche Zeit. Wir 
blicken auf bleibende Ver- 
dienste. Wir schauen in die 
Zukunft in der Gewissheit, 
dass unsere Orientierungen 
und unsere Werte in die neue 
Zeit passen; und in der Ge- 
wissheit, dass wir gebraucht 
werden. Wir arbeiten hart 
dafür, dass schon bald christ- 
liche Demokraten die Ge- 
schicke dieses Landes gestal- 
ten können. 

•iHi;iMU 

Den vollen Wortlaut der 
Rede finden Sie 

unter: www.cdu.de/ 
wochenthema/50-jahre-cdu/ 

inhalt.htm 
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-DIE   CDU   ALS   VOLKSPARTEI"   -   GENERALSEKRETäR   RUPRECHT   POLENZ: 

Parteireform ist Daueraufgabe im 
Wettbewerb mit den anderen Parteien 

Aus der Rede von Gene- 
ralsekretär Ruprecht Po- 
lenz beim Festakt aus An- 
lass des 50. Jahrestages des 
Gründungsparteitages 
der CDU in Goslar: 

Über die Zukunft unseres 
Parteiensystems ist viel spe- 
kuliert worden. Dabei ist be- 
rechtigte Kritik an verkru- 
steten Strukturen und einge- 
schliffenen Ritualen geübt 
Worden. Aber bei aller Kri- 
tik steht für mich fest: Die- 
ses Land braucht große Par- 
teien. Eine parlamentari- 
sche Demokratie ist ohne 
Parteien nicht denkbar, 
nicht organisierbar. 

Unser Grundgesetz weist 
den Parteien die Aufgabe zu, 
an der Willensbildung des 
Volkes mitzuwirken. Darin 
'iegen zwei Botschaften. 

Erstens: Parteien sollen 
Probleme beschreiben, Lö- 
sungen entwickeln und für 
ihre gesellschaftliche Ak- 
zeptanz werben. 

Zweitens: Parteien sol- 
len „mitwirken", anstoßen 
und bündeln, nicht vor- 
schreiben und diktieren. 
Partei kommt vom lateini- 
schen pars, der Teil, das soll- 
ten wir stets beherzigen. 
Eine Partei darf sich weder 

mit dem Staat noch mit dem 
Ganzen gleichsetzen. 

Die Geschichte der Bun- 
desrepublik Deutschland 
zeigt, dass nur die großen, 
mitgliederstarken Parteien 
in der Lage sind, den Bun- 
deskanzlerzustellen und da- 
mit die Richtlinien der Poli- 
tik zu bestimmen. 

625.000 der insgesamt 
etwa 1,7 Millionen Partei- 
mitglieder in Deutschland 
sind bei der CDU, weitere 
182.000 bei der CSU. Mehr 
als 60.000 kommunale 
Funktions- und Mandatsträ- 
ger der CDU setzen sich 
ehrenamtlich und unermüd- 
lich vor Ort für die gemein- 
same Sache ein. Das ist, man 
kann es nicht genug betonen, 
die entscheidende Grund- 
lage für den Erfolg unserer 
Partei. 

Ein Blick in die Lebens- 
wirklichkeit zeigt uns aber, 
dass alle Großorganisatio- 
nen erhebliche Schwierig- 
keiten haben, ihre Mitglie- 
der zu halten und neue zu ge- 
winnen. Die CDU hat unter 
dem Strich im Zeitraum 
1990 bis Jahresmitte 2000 
38.000 Mitglieder verloren, 
die SPD sogar 177.000, die 
FDP-Basis hat sich mehr als 
halbiert. Ebenso betroffen 
wie die Parteien sind Kir- 
chen und Gewerkschaften. 

Wo aber liegt der 
„Mehrwert" einer 
Mitgliedschaft? 

Früher war die Antwort 
relativ einfach zu geben: Als 
Parteimitglied konnte man 
sich in den Veranstaltungen 
aktueller und umfassender 
über Politik informieren. 

Im Zeitalter des Internet 
ist dieses Argument ver- 
braucht. Auch die zweite 
Begründung für parteipoliti- 
sches Engagement gerät in 
den Hintergrund: Als Partei- 
mitglied fühlte man sich 
früher einem bestimmten 
gesellschaftlichen Milieu 
verbunden, z.B. dem „Bür- 

UID 33/2000 • 11 



'FESTAKT  IN   GOSLA R 

gerlichen Lager". Diese Mi- 
lieubindungen sind heute 
schwächer geworden. 

Wenn wir als CDU wei- 
terhin starke Mitgliederpar- 
tei bleiben wollen, müssen 
wir die Frage neu beantwor- 
ten, warum es sich lohnt, bei 
uns Mitglied zu sein. Wir 
müssen die Mitgliedschaft 
in unserer Partei attraktiver 
machen. 

Mit einem 4-Punkte- 
Programm wollen wir 
dieses Ziel erreichen: 

Wer Mitglied in der 
CDU ist, muss in der 

CDU etwas zu 
sagen haben 

Wir wollen Rechte und 
Einflussmöglichkeiten der 
Mitglieder auf Personal- und 
Sachentscheidungen stär- 
ken. Dieses Ziel können wir 
erreichen, wenn wir Personal- 
entscheidungen - wo immer 
dies organisatorisch möglich 
ist - in die Hände aller Mit- 
glieder und nicht nur einiger 
weniger Delegierter legen. 

Ähnliches gilt für 
Sachentscheidungen. Mit- 
gliederbefragungen lassen 
sich heute per Internet rasch 
und vor allem auch kosten- 
günstig organisieren. Wir 
sollten unseren Mitgliedern 
etwas zutrauen und sie ernst 
nehmen. Ich bin z.B. fest da- 
von überzeugt, dass die un- 

sinnige Ökosteuer nie in 
Kraft getreten wäre, wenn 
Herr Schröder seine eigene 
Parteibasis dazu befragt 
hätte. 

Die CDU war von 1982 bis 
1998 sechzehn Jahre lang Re- 
gierungspartei. Wir verfügen 
über ein breites Tableau sehr 
erfahrener Spitzenpolitiker. 
Dabei dürfen wires aber nicht 
bewenden lassen. Aufgabe 
der Partei muss es jetzt sein, 
Themen mit neuen Köpfen zu 
verbinden, Nachwuchspoliti- 
ker für verschiedenste Fach- 
bereiche aufzubauen und 
künftige Führungskräfte zu 
schmieden. 

Wir werden nur dann at- 
traktiv für die Menschen in 
unserem Land, wenn wir 
programmatisch und perso- 
nell auf neuestem Stand 
sind. Und dazu gehören auch 
viele neue Gesichter in un- 
seren Reihen. 

Wir wollen Offenheit 
demonstrieren 

Viele Menschen schrek- 
ken vor einer Parteimitglied- 
schaft zurück, weil sie 
„Schwellenangst" haben. 
Parteigliederungen wirken 
nicht selten als „Closed 
shop", als festgefügte Wa- 
genburg, in der wenige 
Häuptlinge seit langem das 
Sagen haben. Für Newcomer 
scheint da kein Platz zu sein. 

55 
Der bis heute aktuelle 

Auftrag der CDU: 
eine breite Palette an 
Interessen und Forde- 
rungen abdecken und 
ihr Gehör verschaffen. 
Das gilt für Arbeiter 

und Angestellte, für den 
Mittelstand wie für die 
Industrie. Die CDU ist 

keine Klientelpartei und 
sie wird dies auch nicht 

werden. 

Es muss deutlich werden, 
dass es in der CDU keine auf 
Jahrzehnte besetzten Erbhöfe 
gibt. Deshalb müssen wir eine 
Verständigung darüber her- 
beiführen, dass Parteiämter 
immer nur auf begrenzte Zeit 
ausgeübt werden und Ämter- 
häufung wirkungsvoll unter- 
bunden wird. Wir brauchen 
eine faire Wettbewerbskul- 
tur. Ich kann mir auf diesem 
Weg noch mehr vorstellen. 

Die CDU muss zu einer 
lernenden Partei werden, ei- 
ner zuhörenden Partei, einer 
Partei, die auch andere Mei- 
nungen als die eigene zur 
Kenntnis nimmt. Wir müs- 
sen deshalb die Kraft haben, 
Nichtparteimitgliedern 
mehr Raum in unseren Dis- 
kussionen zu geben. Das alte 
Thema der Quereinsteiger 
muss angegangen werden. 
Wir brauchen mehrexternen 
Sachverstand    in    unseren^ 
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^ Gremien. Ganz wichtig sind 
Tür die Vereinigungen. 

In ihnen spiegelt sich die 
ganze Bandbreite der Union 
wider. Ob Junge Union oder 
Senioren-Union, Frauen- 
Union oder Kommunalpoliti- 
sche Vereinigung, Evangeli- 
scher Arbeitskreis, Ost- und 
Mitteldeutsche Vereinigung, 
Christlich-Demokratische 
Arbeitnehmerschaft, Mittel- 
stands- und Wirtschaftsverei- 
nigung, RCDS und Schüler- 
Union: Sie alle sind Ansprech- 
Partner für große Gruppen der 
Gesellschaft und unersetzlich 
als Vermittler unserer Positio- 
nen wie auch als Sensoren in 
Volk und Gesellschaft hinein. 

Ich könnte mir gut vorstel- 
len, dass wir die Zahl dieser 
Vereinigungen aufgrund der 
gesellschaftlichen Entwick- 
lung noch um eine erweitern: 
Eine Art Vereinigung deut- 
scher Neubürger, in der alle 
dieeinepolitische Heimat fin- 
den können, die deutsche 
Staatsbürger ausländischer 
Herkunft sind und sich mit 
den Grundprinzipien unserer 
christlich-demokratischen 
Politik identifizieren können. 

Wir wollen noch 
mehr Frauen dazu 

ermutigen, in der CDU 
mitzuarbeiten 

Wir haben in der CDU 
seit dem Essener Frauenpar- 

teitag 1984 viele Schritte un- 
ternommen, um die tatsäch- 
liche Gleichstellung von 
Frauen und Männern in der 
Parteiarbeit zu fördern. Wir 
haben es im Wesentlichen 
geschafft, durch die Ein- 
führung des so genannten 
„Frauenquorums" Frauen 
an Parteiämtern und Kandi- 
daturen für öffentliche Äm- 
ter zu mindestens einem 
Drittel zu beteiligen. 

Eines steht jedoch fest: 
Die Hälfte unserer Gesell- 
schaft ist weiblich. 

Ein Drittel der CDU- 
Ämter ist mit Frauen besetzt, 
und nur 25 % unserer Mit- 
glieder sind Frauen. Das ist 
ein Missverhältnis, das sich 
eine moderne Volkspartei 
auf Dauer nicht leisten kann. 
Jedes zweite CDU-Mitglied 
eine Frau - das muss unser 
Ziel sein. 

Wir müssen uns der 
veränderten Medien- 

landschaft stellen 

Die Mitwirkung der Par- 
teien an der politischen Wil- 
lenbildung des Volkes voll- 
zieht sich heute nicht mehr 
auf den Straßen und Plätzen 
und auch nicht mehr über 
teure Hochglanzbro- 
schüren. Sie findet vor allem 
über die alten Medien Zei- 
tung und Fernsehen und zu- 
nehmend über neue Medien 

wie das Internet statt. Für die 
CDU bedeutet dies: 

Sie muss ihre Arbeit stär- 
ker an den Funktionsmecha- 
nismen der Medien ausrich- 
ten, um im Zeitalter der In- 
formations- und Kommuni- 
kationsgesellschaft in dieser 
Gesellschaft hinreichend 
präsent zu sein. Die Vertre- 
ter der CDU müssen über 
das notwendige handwerkli- 
che Rüstzeug verfügen, um 
professionell in den Medien 
und mit den Medien agieren 
zu können. Die Partei als 
Ganze muss „redaktionel- 
ler" arbeiten, um sich im 
Wettstreit um die Mei- 
nungsführerschaft in der 
Mediengesellschaft be- 
haupten zu können. 

Partei reform ist eine Dau- 
eraufgabe, die es verbietet, 
dass wir uns irgendwann ein- 
mal zurücklehnen und mit 
dem Erreichten zufrieden 
sind. Wer ständig im Wettbe- 
werb mit anderen Parteien 
steht, wird seine Chancen nur 
wahrnehmen können, wenn 
er sich immer wieder inhalt- 
lich, personell und metho- 
disch erneuert und tatsäch- 
lich auf der Höhe der Zeit ist. 
Daran arbeiten wir. 

Den vollen Wortlaut der 
Rede finden Sie 

unter: www.cdu.de/ 
wochenthema/50-jahre-cdu/ 

inhalt.htm 
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PETER   GöTZ 

Enttäuschende Bilanz der rot-grünen 
Regierung aus kommunalpolitischer Sicht 

Die Kommunalpolitiker 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion haben in 
den ersten beiden Jahren 
Schröder an der Macht in- 
tensiv zu tun gehabt, die 
verfassungsmäßige Posi- 
tion der Städte, Gemeinden 
und Landkreise in Deutsch- 
land zu verteidigen gegen 
ständige Versuche, bürger- 
nahe und starke kommu- 
nale Selbstverwaltung aus- 
zuhöhlen. 

In der Koalitionsvereinba- 
rung hatte es so gut geklun- 
gen: „Wir wollen die Finanz- 
kraft der Gemeinden stärken." 

Eine Reform des Gemein- 
definanzsystems hat Rot- 
Grün überhaupt nicht in An- 
griff genommen. Statt dessen 
haben Schröder und Eichel 
versucht, alle finanzpoliti- 
schen Maßnahmen zu einem 
Verschiebebahnhof zu Lasten 
der Stadt-, Gemeinde- und 
Kreiskassen zu missbrauchen. 

Das Steuerentlastungs- 
gesetz wird die Kommunen 
voraussichtlich 1,7 Mrd. DM 
kosten. Mit dem Familien- 
ausgleichsgesetz erhöhte 
sich die Mitfinanzierung der 
Kommunen am Familienlei- 
stungsausgleich - eigentlich 
eine staatliche Aufgabe und 

nicht Pflicht der Städte und 
Gemeinden. Mit dem Haus- 
haltssanierungsgesetz woll- 
ten Schröder und Eichel etwa 
2,5 Mrd. DM pro Jahr vom 
Bund auf die Kommunen 
abschieben. In das Steuer- 
senkungsgesetz haben sie 
eine starke Erhöhung der 
Gewerbesteuerumlage ein- 
gebaut. Den Kommunen 
sollten 18 Prozent der ge- 
samten Steuerminderein- 
nahmen aufgebürdet wer- 
den, obwohl sie nur etwa 
12 Prozent Anteil an den 
Steuereinnahmen haben. 

Die Kommunalparteien 
sind CDU und CSU 

Die CDU/CSU-Opposi- 
tion hat beim Steuersen- 
kungs- und Haushaitssanie- 
rungsgesetz die schlimm- 
sten Auswirkungen verhin- 
dert und sich erneut als die 
Kommunalpartei profiliert. 

Den Städte- und sozialen 
Wohnungsbau hat Schröder 
als Steinbruch angesehen und 
die Bundesförderung dra- 
stisch gekürzt. Immer mehr 
verödete Innenstädte, soziale 
Brennpunkte und ein Unsi- 
cherheitsgefühl   bei   immer 

mehr Bürgern in den Straßen 
nach Einbruch der Dunkel- 
heit sind die Folge. 

Bei den Rentenkonsens- 
gesprächen rücken Schröder 
und Riester immer näher an 
die Positionen der Union 
heran. Aber immer noch wol- 
len sie mit ihrem Entwurf zur 
Rentenreform 2000 in das Sy- 
stem der Sozialhilfe eingrei- 
fen. Wenn das Gesetz wird, 
vermischen sie nicht nur zwei 
soziale Sicherungssysteme, 
die getrennt voneinander 
bleiben müssen, sondern sie 
bürden den Kommunen wei- 
tere Milliarden zur Finanzie- 
rung der Rentenkassen auf. 

Dramatisch wirkt sich der 
Einfluss der Europäischen 
Union auf die Zukunft der 
Deutschen Städte, Gemein- 
den und Kreise aus. Strom- 
versorgung, Wasser, Abwas- 
ser, öffentlicher Nahverkehr, 
ja selbst die Stadt- und Kreis- 
sparkassen stehen in Brüssel 
auf dem Prüfstand der Wett- 
bewerbspolitik. Die Bundes- 
regierung hat kein Konzept 
für die Fortentwicklung unse- 
rer Kommunen in der 
erweiterten Europäischen 
Union vorgelegt. Eine De- 
batte darüber mit den Kom- 
munen findet nicht statt.  W 
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E V P-ED- FRAKTIoN   SETZT   SICH   MIT   KLAGE   DURCH: 

Zugang zu Dokumenten kann nicht 
einseitig vom Rat beschlossen werden 

Die EVP-ED-Fraktion im 
Europäischen Parlament 
hält die vom Ministerrat 
angenommenen Beschrän- 
kungen über den Zugang 
zu vertraulichen Doku- 
menten für inakzeptabel, 
erklärte der Fraktionsvor- 
sitzende Hans-Gert Pötte- 
ring im Anschluss an eine 
Sitzung der Fraktionsvor- 
sitzenden im Europäischen 
Parlament. 

Mit Unterstützung der 
Mehrheit hat die EVP-ED- 
Fraktion bei dieser Sitzung 
sich dafür ausgesprochen, 
dass das Europäische Parla- 
ment eine Klage gegen den 
Katsbeschluss beim Eu- 
ropäischen Gerichtshof er- 
reicht. Die niederländische 
Regierung hat kürzlich 
ebenfalls eine Klage gegen 
den Ratsbeschluss einge- 
reicht. 

Die neuen vom Minister- 
rat angenommenen Regeln 
über den Zugang zu Doku- 
menten seien nicht mit den 
Bestimmungen von Artikel 
255 des Vertrages und den 
darin vorgesehenen Verfah- 
ren vereinbar, sagte Pötte- 
nr>g. Der Vertrag sieht vor, 
dass Dokumente öffentlich 
Zugänglich sind. Einschrän- 

kungen hiervon müssen auf 
Vorschlag der Kommission 
und durch Parlament und 
Rat festgelegt werden. Der 
Rat kann jedoch nicht ein- 
seitig solche Regeln be- 
schließen. 

„Die EVP-ED-Fraktion 
setzt sich füreinen möglichst 
breiten Zugang zu allen Do- 
kumenten der Europäischen 
Institutionen ein. Ausnah- 
men hiervon sind nur in be- 
stimmten Ausnahmen not- 
wendig. Deswegen sind wir 
bereit, mit dem Rat entspre- 
chende Regeln auszuhan- 
deln. Eine einseitige Regel- 
festlegung durch den Rat ist 
jedoch nicht akzeptabel und 
widerspricht den Gemein- 
schaftsverträgen4', begrün- 
dete Pöttering die Initiative 
seiner Fraktion. Wenn der 
Rat mit dem Parlament je- 
doch eine zufriedenstellende 
Lösung aushandelt, sei seine 
Fraktion bereit, diese Klage 
wieder zurückzuziehen, 
fügte Pöttering hinzu. 

Die Geheimhaltung und 
Vertraulichkeit von Doku- 
menten dürfe vom Rat auch 
nicht dazu missbraucht wer- 
den, die EU-Kommission zu 
umgehen und Strukturen 
außerhalb    des    Gemein- 

schaftssystems zu schaffen, 
warnte Pöttering. Wenn die 
Kommission nicht an den 
Arbeiten in allen politischen 
Bereichen der Union betei- 
ligt sei, werde dies ihre Au- 
torität schwächen. 

Pöttering sprach sein 
großes Erstaunen darüber 
aus, dass die Sozialistische 
Fraktion sich der Forderung 
der EVP-ED-Fraktion zur 
Klage gegen den Rat nicht 
angeschlossen habe. „Es 
entsteht der Eindruck, dass 
die SPE-Fraktion die Politik 
ihrer Regierungen in der 
Mehrheit der Mitgliedstaa- 
ten vertritt und den Rat nicht 
angreifen möchte, selbst 
wenn dies auf Kosten der 
Gemeinschaftspolitik, ge- 
gen die Interessen des Parla- 
ments und der europäischen 
Bürger geht." 

WIEDERGEWÄHLT 
zum Kreisvorsitzenden 
der CDU im Landkreis 
Osnabrück wurde Hans- 
Gert Pöttering, Vorsit- 
zender der Fraktion der 
Europäischen Volkspar- 
tei (EVP) im Europäi- 
schen Parlament. Pötte- 
ring erhielt 94,5 % der 
Stimmen. 
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10.    LANDES PARTEITAG    IN    MERSEBURG: 

Mehr CDU tut Sachsen-Anhalt gut 
„Mehr CDU tut Sachsen- 
Anhalt gut", dieses Motto 
des 10. Landesparteitages 
der CDU Sachsen-Anhalt 
sei realisierbar, wenn die 
Landespartei ihre Zielvor- 
stellungen für eine verän- 
derte Politik im Lande um- 
setze, erklärte der CDU- 
Landesvorsitzende Wolf- 
gang Böhmer in seiner Be- 
grüßung an die etwa 350 
Delegierten und Gäste in 
der Rischmühlenhalle in 
Merseburg. 

In seiner Rede wies Wolf- 
gang Böhmer daraufhin, daß 
der Erfolg der deutschen Ein- 
heit immer mehr Väter be- 
komme. Vor zehn Jahren 
seien jedoch von der CDU 
Richtungsentscheidungen 
getroffen worden, zu denen 
die SPD nicht bereit gewesen 
wäre. Den Bereich der 
Lohnanpassung werde die 
CDU auch weiterhin als ihre 
Aufgabe und als weiteren 
Schritt des Zusammenwach- 
sens zwischen alten und 
neuen Bundesländern be- 
trachten. 

Seit der Übernahme der 
Regierungsverantwortung 
1995 durch die Sozialdemo- 
kraten habe sich in Sachsen- 
Anhalt nichts mehr bewegt. 
Das Land werde verwaltet, 
anstatt gestaltet. Die Negativ- 

rekorde, die Sachsen-Anhalt 
mittlerweile auf allen Gebie- 
ten innehabe, seien keine Er- 
findungen der CDU, sondern 
Daten des statistischen Lan- 
desamtes. Wenn die CDU 
wirklich etwas bewegen 
wolle, müsse sie sich jedoch 
fragen, was sie falsch ge- 
macht habe und was anders 
gemacht werden könne. In 
den letzten zwei Jahren sei es 
gelungen, die Landespartei 
aus einer schwierigen Lage 
heraus zu konsolidieren. Es 
habe sich gezeigt, daß die Par- 
tei in der Lage sei, ihre eige- 
nen Probleme zu lösen. 

Zur Zusammenarbeit mit 
anderen Parteien bereit 

Es dürfe nicht sein, daß die 
CDU von der SPD als Alibi 
für das Zusammengehen mit 
der PDS benutzt werde. Die 
CDU in Sachsen-Anhalt sei 
zur Zusammenarbeit mit an- 
deren Parteien bereit, auch 
mit der jetzigen Regierungs- 
partei. Doch sei es in der SPD 
längst beschlossene Sache, 
mit der PDS zu marschieren. 
In der kommenden Landtags- 
wahl 2002 gehe es daher um 
eine Grundsatzentscheidung 
zwischen CDU und PDS. Die 
CDU setze auf eine Vereinfa- 

chung der Landesverwal- 
tung, auf 12 Schuljahre, bei 
der CDU werde es keine Auf- 
gabenverschiebung zu La- 
sten der Kommunen geben. 
Die CDU setze sich für eine 
Stärkung des ersten Arbeits- 
marktes ein und für eine kon- 
sequent auf Investitionen aus- 
gerichtete Finanzpolitik. 

Die fehlenden finanziel- 
len Mittel der Landespartei 
müssten im Wahlkampf 
durch Eigeninitiative der Mit- 
glieder ersetzt werden. Dann 
habe die CDU in Sachsen- 
Anhalt eine reelle Chance, als 
stärkste Partei aus den näch- 
sten Landtagswahlen hervor- 
zugehen. 

Die CDU in Sachsen-An- 
halt fechte einen schweren 
Kampf aus gegen einen von 
Arroganz geprägten Mini- 
sterpräsidenten, so Ruprecht 
Polenz. Die CDU-Parteibasis 
habe im Rahmen der Spen- 
dendiskussion viel Kritik ein- 
stecken müssen, die letztlich 
nicht ihr galt. Die Mitglieder 
der CDU hätten jedoch zu 
ihren politischen Überzeu- 
gungen gestanden und sich 
nicht entmutigen lassen. 

Die CDU sei wieder auf ei- 
nem guten Weg. Die Strategie 
der Bundesregierung sei 
durchsichtig und werde des- 
halb  keinen  Erfolg  haben. 
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Wer für alles eine Konsens- 
ninde anbiete, werde un- 
glaubwürdig. 

Die grundsätzliche Bot- 
schaft der friedlichen Revolu- 
tion im Osten Deutschlands 
dürfe nicht vergessen werden. 
Für Schröder zähle nur die 
Macht um ihrer selbst willen. 
Jetzt kaufe er sich die PDS ein, 
um 2002 an der Macht zu blei- 
ben. Die Resultate einer Poli- 
tik unter Mitwirkung der PDS 
zeigten sich jedoch nirgends 
so dramatisch, wie in Sach- 
sen-Anhalt. Sachsen-Anhalt 
dürfe kein rot-roter Sanie- 
rungsfall bleiben. 

Anspruch auf 
Solidarität 

Als Gastredner wies der 
ehemalige Beauftragte der 
°stdeutschen Bundesländer, 
Johannes Ludewig, darauf 
hin, daß er in kaum einem an- 
deren der neuen Bundeslän- 
der so viel vor Ort unterwegs 
gewesen sei, so viele schwie- 
rige Umbruchsituationen er- 
lebt habe, so viele Betriebe 
ein Stück des Weges beglei- 
ten durfte wie in Sachsen-An- 
halt. Bei Helmut Kohl sei im- 
•fier klar gewesen, daß die 
Menschen in den neuen Bun- 
desländern Anspruch auf 
konkrete und praktische Soli- 
darität hätten. 

Daß die CDU die Partei 
der Deutschen Einheit geblie- 

Freudestrahlend: Wolfgang Böhmer (rechts) 

ben sei, zeige sich nicht zu- 
letzt daran, daß mit Angela 
Merkel nun eine Persönlich- 
keit aus Ostdeutschland die 
Führung der Partei übernom- 
men habe. Wer heute Bilanz 
ziehe, der könne mit Genug- 
tuung und Stolz feststellen, 
daß es mit vielen Mühen und 
Anstrengungen der Men- 
schen vor Ort gelungen sei, an 
vielen Stellen einen Neuan- 
fang zu schaffen. 

Große Sorgen mache ihm, 
so Ludewig, das gegenwär- 
tige Investitionsklima in 
Sachsen-Anhalt. Die CDU 
habe entscheidende positive 
Anstöße für die Startphase in 
den neuen Ländern gegeben, 
auch in Sachsen-Anhalt. Der 
zweite Teil der 90er Jahre un- 
ter der SPD-geführten Min- 
derheitsregierung habe Sach- 
sen-Anhalt dann nicht mehr 

weiter vorangebracht. Die 
CDU im Lande setze darauf, 
daß Sachsen-Anhalt gute 
Voraussetzungen habe, in 
Deutschland ganz vorne mit 
dabei zu sein. 

Mit großer Mehrheit 
wurde der Leitantrag „Unser 
Land hat besseres verdient" 
beschlossen. 

Die Delegierten des Par- 
teitages wählten Wolfgang 
Böhmer mit fast 80% der 
Stimmen erneut zum Lan- 
desvorsitzenden. Als seine 
drei Stellvertreter erhielten 
Uda Heller, Vorsitzende 
des Kreistages Sangerhau- 
sen, Thomas Leimbach, 
Landrat im Kreis Aschers- 
leben-Staßfurt, und Tho- 
mas Webel, Landtagsabge- 
ordneter und Landrat im 
Ohrekreis, die Mehrheit der 
Delegierten. UD 
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Bildungsvorsprung 
für Deutschland - unter 
diesem Motto steht der 
„Kleine Parteitag", zu dem 
die Parteivorsitzende An- 
gela Merkel für den 20. No- 
vember nach Stuttgart ein- 
geladen hat. 
• Wie können Schulen und 
Universitäten dieser Her- 
ausforderung gerecht wer- 
den? • Wie schaffen wir 
eine Gesellschaft, die jeden 
Einzelnen entsprechend sei- 
nen Fähigkeiten zu lebens- 
langem Lernen motiviert? • 
Auf welchen Grundsätzen 

Bildungsvorsprung 
für Deutschland 

basiert unsere Bildungspoli- 
tik, welche Werte soll sie in 
Zeiten rasanten wirtschaftli- 
chen und sozialen Wandels 
vermitteln? 

Angela Merkel: „Diese 
Fragen  stellt der Entwurf 

der „Bildungspolitischen 
Leitsätze", den der Bundes- 
vorstand als Antrag be- 
schlossen hat. Auf unserem 
Kleinen Parteitag wollen 
wir die Leitsätze beraten und 
verabschieden." UD 

Projekt für effektivere Kommunalpolitik 
Verwaltung in Deutsch- 
land - so mancher Bürger 
schlägt die Hände über 
dem Kopf zusammen, 
wenn er mit diesem Begriff 
konfrontiert wird. Dabei 
sind die Verwaltungen oft 
besser als ihr Ruf. 

Seit Anfang der 90er 
Jahre beschäftigen sich deut- 
sche Kommunen mit der 
Straffung und Professionali- 
sierung ihrer Verwaltungsab- 
läufe. In fast allen Verwal- 
tungen werden strategische, 
langfristige Planungen vor- 
genommen. Ganz anders im 
kommunalen Politikmana- 
gement: Nur zehn Prozent 
der örtlichen Fraktionen pla- 
nen langfristig. Dies ergab 
eine Studie des Instituts für 

Arbeit und Technik (IAT) im 
Auftrag der Bertelsmann- 
Stiftung. 30 % der Kommu- 
nalpolitiker gestanden zu- 
dem ein, sich in wesentlichen 
Teilbereichen kommunaler 
Materie nicht sicher zu 
fühlen. 

„Von der Verwaltungsre- 
form zur Politikreform"-un- 
ter diesem Motto hat die Ber- 
telsmann-Stiftung jetzt das 
Projekt POLIS (Politische 
Steuerung) ins Leben geru- 
fen. Ziel des Projektes ist es, 
Formen zu finden, welche 
die politische Steuerung ef- 
fektiver und die Kommunal- 
politik attraktiver gestalten. 
„Wir wollen in einer sachli- 
chen und öffentlichen Dis- 
kussion gemeinsam mit den 

Kommunen Antworten auf 
die Frage finden, wie Kom- 
munalpolitik ihren Füh- 
rungsanspruch gegenüber 
den Verwaltungen wieder 
geltend machen kann", er- 
läutert Dr. Andreas Osner 
von der Stiftung. Bereits exi- 
stierende innovative Ansätze 
sollen aufgegriffen und kon- 
sequent umgesetzt werden. 
Auf diese Art und Weise 
könne die lokale Demokratie 
gestärkt und ein Ausbluten 
des ehrenamtlichen politi- 
schen Engagements verhin- 
dert werden. 

Genauere Informationen 
erteilt Dr. Osner unter 

Tel.: 0 52 41/8172 80 
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Merkblatt zur CDU 
Wieviel Kreisverbände 

hat die CDU? Wieviel Mit- 
glieder hat die Mittelstands- 
vereinigung der CDU? Wie 
erreiche ich die Abgeordne- 
ten meines Wahlkreises? 
Fragen, auf die auch 
langjährige  Mitglieder der 

Genauere Informationen 
beim Kreisverband 

Tel.: 025 41/9 64 10 

CDU nicht immer sofort eine 
Antwort wissen. Der CDU- 
Kreisverband Coesfeld hält 
Jetzt in kompakter Form In- 
formationen für interessierte 
Bürger bereit: In einem 
Merkblatt findet der Leser 
Angaben zur Geschichte und 
Organisationsstruktur der 
CDU im Bund, vor Ort und 
•m Land. Andere Kreise im 
Münsterland haben die Idee 
übernommen und eigene 
Merkblätter erstellt. 

Der 
CDU-Kreisverband Coesfeld 

stellt sich vor 

Sehr geehrtes CDU-Mitglied, 
CDU 

Als Mehrheilspartei im Kreis Coesfeld arbeiten wir für unsere Bürgerinnen und Burger. Dabei 
sind wir auf das engagierte Mittun neuer Mitglieder, die auch bereit sind, Verantwortung im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten zu übernehmen, in besonderer Weise angewiesen. 
Ihr Beitritt ist daher ein wichtiger Schritt 
FQr Anregungen zu unserer Arbeit sind wir immer dankbar. 

Mil freundlichen Giussen 

Die CDU im Überblick 

Ihr Selbstverständnis 
Oie ChrisrJch Demokratische Union Deutschlands versiert 
sich ab die Volkspartei der Mitte. Wir wenden uns da- 
her an Menschen aus allen Schichten und Gruppen unseres 

GrunoVjge unserer Pott* Ist das christliche Verständnis 
vom Menschen und seiner Verantwortung vor Gott. 
Unsere Grundwerte Freiheit, Solidarity und Gerech- 
tigkeit sind daraus abgeleitet. 
Die CDU W für )eden offen, der de Würde und Freiheit 
aller Menschen und d* daraus abgeleiteten Grundüberzeu- 
gungen unserer Politik be)aht 

i Bürgerinnen und Bürgern 
gegründet, die Deutschlands Zukunft 
geprägten, überkonfessionellen Volkspartei gestalten 
wollten. In dieser neuen Voltspartei fanden sich katholi- 
sche und evangelische Christen, 

Regionen und aus allen sozialen Schichten und demokrao- 

sUatlich* Demokratie, fur eine Soziale und Ökologi- 
sche Marktwirtschaft die Einblndung Deutschlands 
ki die westlich« Werte- und Verteidigungsgemein- 
schaft, für die Esihe« der Naoon und d* Einigung Euro- 

D«e CDU war schon Immer die Partei zukunftsweisender 
modemer Konzepte. So haben unsere Ideen und Vor- 
steaungen das beispielhafte Aufbauwerk nach dem Krieg, 
erfolgreich vorangetrieben,   unser   Land   in   Europaischer 

demden Welt zukunftsorientiert welterzuentwik- 
ketav Wir werden diesen Weg mit Mut und Tatkraft 
weitergehen, um unseren Kindern und Enkeln für 
deren Zukunft im 21. Jahrhundert alle Chancen zu 

Ihre Geschichte 
Die CDU Deutschlands wurde im Juni 1945 In Berlin und «m 

gegründet Sie erganisierte seh m den Jahren 
m 1949 in den deutschen Landern und Besatzungs- 
und schloß sich 1950 auf Bundesebene zusammen. 

•ter jetzigen Oroanisauonsform badete seh der CDU- 
Coesfeld am 2. November 1974 im Zuge der 

kommunalen Gebietsreform. Der neue Krett CoesfeU setzt 
sich aus 11   Städten und Gemeinden der drei Akkretse 

Im Aftkreis Coesfekl hatte sich de CDU bereits am 25. 

es anfangs zwei unterschwdbche Gruppen, die sich erst 
zusammenfinden mußten, so das die eigentliche Gründung 
de« Kreispartei dort am 23. Januar 1946 stattgefunden hat 
Der C*ündungstermin des Kreisverbandes 

Einheit hat sich eii 

W*   wünschen uns esten   menschachen, 
Werten ausgerichteten Kurs: Auf dieser Grundlage tre- 
ten wir an, unser Gemeinwesen in der sich veran- 

oemokratrscher und föderaler Grundlage aufgebaut * 
den. Erster und unsere Partei prägender Vorsitzender v 
de Bundeskanzler Dr. Konrad Adenauer. 
Von entscheidender Bedeutung wurde ab 1948 cfce di 
Prof. Dr. Ludwig Erhard geprägte ! 
Schaft Die CDU setzte sich von Beginn an für de europai- 
sche Integration und für dw Westblndung m Eunapottcher 

TIPPS   FUR   DIE 
PARTEIARBEIT 

3000DMfürKinder- 
und Jugendarbeit 

Über einen goldenen 
Herbst kann sich die CDU 
Extertal-Silixen freuen: Das 
siebte Oktoberfest des Orts- 
verbandes im nordrhein- 
westfälischen Kreis Lippe 
brachte einen Erlös von 
3000 DM. Über die Ver- 
wendung des Geldes waren 
sich die Kommunalpolitiker 
Manfred Stoller und Rein- 
hold Stock schnell einig: 
Das Geld soll der Kinder- 
und Jugendarbeit im Dorf 
zugute kommen. UD 
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AUGGELESEN 

«Tim 
UNABHÄNGIGE  TAG! 

GESZEITUNG   FÜR  »*<n*»Bi^-f 

TKTCD  MORH 
;,TUNG FÜR DEUTSCHLAND 

RENTE 

Das eigentliche 
Mega-Thema 

DerEntwuifzur „Renten- 
reform 2000"wird in den 
nächsten zwei Jahren, das 
heißt konkret his zur Bundes- 
tagswahl 2002, die innenpo- 
litische Diskussion beherr- 
schen. Zu groß sind die Risi- 
ken und Nebenwirkungen, 
die dieses Gesetzesvorhaben 
in sich birgt. Das Ausschei- 
den aus dem Arbeitsleben 
und das lange möglichst 
gute, abgesicherte Leben der 
Frauen und Männer jenseits 
der Altersgrenze verdrängen 
in der Gesellschaft die „Me- 
gathemen " Bildung und Aus- 
bildung,.!ugend undArbeits- 
losigkeit, ja selbst das 
,, Bündnis für Arbeit". 

Frankfurter Rundschau 

UMTS 

Lafontaines Schatten 

Der Kanzler sonnt sic h im 
Eifolg. 15 Milliarden Mark 

an zusätzlichen Wohltaten 
hat er verteilt. Die Zinser- 
sparnisse des Bundes aus der 
Versteigerung der UMTS- 
Lizenzen, die Finanzminister 
Eichel 99,4 Milliarden Mark 
zusätzlich in die Kassen spül- 
ten, werden jetzt ausgege- 
ben, um Straßen zu bauen, 
Altbauten zu sanieren, die 
Forschung zu fördern und 
das Bahnnetz zu modernisie- 
ren. Eichel wollte nur fünf 
Milliarden Mark für 2001 
rausrücken. Für den Star in 
Schröders Kabinett eine Nie- 
derlage. Die Bereitschaft, 
die Staatsfinanzen zu sanie- 
ren, lässt eben nach, wenn 
der Wahltermin näher rückt. 
Hinter den Wohltaten wird 
aber auch der Schatten eines 
Mannes sichtbar, der vom 
Sparen nie so viel gehalten 
hat.. Der Tagesspiegel 

SPD-FINANZEN 

Rote Kassen 

Was wiegt schwerer? Die 
schwarzen Kassen der CDU 
- oder die Einnahmen aus 
dem Parteivermögen der 
SPD im Jahr 1986, die zwar 

in Bilanzen, aber nicht in den 
Rechenschaftsberichten an 
den Bundestagspräsidenten 
auftauchten? Immerhin geht 
es im Falle der SPD um un- 
gefähr dreimal so viel Geld 
wie bei den bisher umstritte- 
nen Geldern der Schwarzen. 
Die SPD wird sich um die 
Aufklärung nicht drücken 
können, selbst wenn dieser 
Altfall jenseits aller gesetzli- 
chen Fristen liegt-zumal da, 
so weit sich bisher erkennen 
lässt, mögliche/weise alles 
im legalen Bereich liegt. Und 
genau das wäre dann das 
Problem! 

Wenn man die Sache rein 
wirtschaftlich betrachtet, 
könnte es sich -ja, es kann 
sich wohl nur so verhalten: 
Die SPD hat ihre diversen 
Firmen (von A bisZ) dazu be- 
nutzt, die in der Firma A vor- 
handenen stillen Reserven 
dadurch „ steuerunschäd- 
lich" zu heben, dass der 
Firma A die vermögenslose 
Firma B „verkauft" wurde- 
Anschließend- wurde der li- 
quide gemachte Erlös als Ka- 
pitalrückzahlung der Firma 
B ihrer einzigen Gesellschaf- 
terin zugeführt, nämlich der 
SPD. Damit wurden, so heißt 
es,  Schulden  bezahlt.  Die 
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Gründungs|ahri°on 

MPOTrtra .„inTSCl 

Präge ist nur: Schulden der 
SPD als Gesellschafterin von 
Firmen oder der SPD als po- 
litischer Partei? Und wer 
Wollte dies sauber trennen 
können? (War es anders ge- 
wesen, müsste die SPD dies 
der Öffentlichkeit erklären.) 

Die Zeit 

PDS 

Die Erben ziehen sich 
auf den Osten zurück 

Nach dem Rückzug der bei- 
den prominenten Führungs- 
figuren Gregor Gysi und Lo- 
thar Bisky geht die PDS 
schweren Zeiten entgegen. 
üie blasse Ex-SED-Funk- 
t'onärin Gabriele Zimmer 
besitzt weder die notwendige 
Autorität noch das rhetori- 
sche und mediale Talent, um 
'n die Fußstapfen von Gregor 
Gysi treten zu können. Kein 
Wunder, dass mit der weitge- 
hend unbekannten PDS- 
Chefin Zimmer auch das 
Projekt der Westausdehnung 
2w Grabe getragen wird. Die 
^ED-Erben ziehen sich auf 
den Osten zurück. Dort aber 
muss die PDS wegen der un- 

geklärten Widersprüche in- 
nerhalb ihrer überalterten 
Mitgliedschaft und ohne pro- 
minente Leitfiguren an der 
Spitze mit sinkender Wähler- 
gunst rechnen. Handelsblatt 

Im Parteiengefüge 
längst nicht sicher 

Die Zukunft hängt nicht 
von einem gelungenen Par- 
teitag ab. Nicht einmal nur 
davon, ob es gelingt, die rii h - 
tige Mischung aus Abgren- 
zung und Annäherung zur 
SPD zu finden. Die PDS hat, 
entgegen eigenen Illusionen, 
den festen Platz im Parteien- 
gefüge noch längst nicht 
sicher. 

Frankfurter Rundschau 

EURO 

Immer tiefer in der Krise 

Ob sie Pohl, Schlesinger 
oder Tietmeyer hießen: Die 
ehemaligen Präsidenten der 
Deutschen Bundesbank 
zeichnete eine wichtige Tu- 
gend aus: Wenn es um die 
Währung ging, waren sie 

sehr, sehr verschwiegen. 
Und die von ihnen behütete 
D-Mark war sehr, sehr 
stark. Inzwischen ist für un- 
sere Währung der EZB-Prä- 
sident Wim Duisenberg zu- 
ständig. Und der schwadro- 
niert nach Herzenslust drauf 
los. Plaudert rum, warum 
Interventionen zu Gunsten 
des Euro jetzt nicht helfen 
und reißt so unser neues 
Geld immer tiefer in die 
Krise. Bild 

ÖSTERREICH 

Schüsseis kleiner 
Triumph 

Recht zu behalten ist wohl 
eines der Gefühle, die Öster- 
reichs Kanzler Wolfgang 
Schüssel am allerliebsten 
hat. Und tatsächlich: Nach 
dem fulminanten Sieg seiner 
ÖVP, und mehr noch, mit der 
Niederlage der rechtspopuli- 
stischen FPÖ bei der Land- 
tagswahl in der Steiermark 
scheint Schüssel obenauf: 
Haiders FPÖ bekommt am 
besten in den Griff, wer sie 
einbindet und in die Verant- 
wortung zwingt.     Die Welt 
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bei Veranstaltungen, Canvassing-Aktionen etc. 
eingesetzt werden. 
Die ausgefüllten Karten sollen von den Ortsverbänden 
oder den jeweiligen Interessenten direkt an die 
CDU-Bundesgeschäftsstelle, HA Öffentlichkeitsarbeit, 
10785 Berlin geschickt werden. 

BESTELL- 
ANSCHRIFT 

IS-Versandzentrum 
Postfach 1465 

59306 Ennigerloh 
Telefax 025241911310 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.ck' 


